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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur voriäufigen Regeiung 
der Rechte am Festiandsockei 

— Drucksache 7/1963 — 


A. Zielsetzung 

Für die Errichtung und den Betrieb von Transit-Rohrleitungen 
im deutschen Festlandsockel soll eine Rechtsgrundlage geschaf- 
fen werden, die die Bundesrepublik Deutschland in die Lage 
versetzt, ihre Hoheitsrechte zu wahren und ihre völkerrecht- 
lichen Verpflichtungen zu erfüllen. 


B. Lösung 

Errichtung und Betrieb einer Transit-Rohrleitung bedürfen künf- 
tig einer Erlaubnis durch das Oberbergamt Clausthal-Zellerfeld 
und durch das Deutsche Hydrographische Institut. Das Erlaub- 
nisverfahren gibt die Möglichkeit, die Interessen und Rechte 
der Bundesrepublik Deutschland, z. B. die Belange der Schiff- 
fahrt, den Umweltschutz oder die ordnungsgemäße Erforschung 
des Festlandsockels, zu sichern und durchzusetzen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Drucksache 7/2225 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidt (Wattenscheid) 


Der Gesetzentwurf — Drucksache 7/1963 — wurde 
vom Deutschen Bundestag in der 96. Sitzung am 
26. April 1974 in erster Lesung beraten und an den 
Ausschuß für Wirtschaft überwiesen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt mit diesem Ge- 
setzentwurf, für die Errichtung und den Betrieb von 
Transit-Rohrleitungen im deutschen Festlandsockel 
eine Rechtsgrundlage zu schaffen. Anlaß für diese 
Maßnahme ist der Bezug von Erdgas für die Bun- 
desrepublik aus dem Ekofisk-Feld in Norwegen. 
Der Staatsvertrag zwischen Norwegen und der Bun- 
desrepublik Deutschland über den Bezug dieses 
Erdgases wurde schon im Januar dieses Jahres 
unterzeichnet. Der Vertrag bedarf noch der Rati- 
fizierung. 

Die Novelle zum Gesetz zur vorläufigen Rege- 
lung der Rechte im Festlandsockel ist deshalb so 
vordringlich, weil schon mit dem Bau der Transit- 


Rohrleitung vom Ekofisk-Feld nach Emden im Laufe 
des Sommers begonnen werden soll. Erst durch das 
novellierte Gesetz erhalten die deutschen Behörden 
die Möglichkeit, auf den Bau dieser Transit-Rohr- 
leitung im Bereich des Festlandsockels Einfluß zu 
nehmen. Dies gilt insbesondere für die notwendigen 
Sicherheitsmaßnahmen, für die dann das deutsche 
Recht gilt. Auch für die Wahrung der Belange z. B. 
der Fischerei, der Schiffahrt, des Umweltschutzes 
und der ordnungsgemäßen Erforschung des Fest- 
landsockels hat dieser Gesetzentwurf besondere Be- 
deutung. 

Der Wirtschaftsausschuß hat die Vorlage geprüft. 
Der Ausschuß ist mit der Bundesregierung der Auf- 
fassung, daß der Gesetzentwurf nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf. Der Ausschuß emp- 
fiehlt Ihnen, dem Gesetzentwurf in der von der 
Bundesregierung vorgelegten Fassung in zweiter 
und dritter Lesung zuzustimmen. 


Bonn, den 10. Juni 1974 


Schmidt (Wattenscheid) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 7/1963 — unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 10. Juni 1974 


Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr, Narjes Schmidt (Wattenscheid) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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